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1. Bayerische Dialoginitiative für Frieden in Europa
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Bayerische Dialoginitiative für Frieden in Europa

Bayerische Interessen durch Dialoginitiative des Freistaats im Namen unserer Bürger wahren:
- Dialoginitiative aus Bayern statt Ampel-Kriegspolitik aus Berlin;
- Diplomatie statt Kriegsverlängerung durch Waffenlieferungen und Gefahr des

Kriegseintritts durch massenhafte Ausbildung ukrainischer Soldaten in Bayern
(Hohenfels, Grafenwöhr);

- Bayern als Brückenbauer zwischen Ost und West statt als Unterstützer Bidens
einseitiger US-Interessen- und Geopolitik für eine gezielte Spaltung Eurasiens.

Wir stellen fest,
- dass sich die Situation hinsichtlich der Energieversorgung für die Wirtschaft und die

Bürger in Bayern durch eine zerstörerische Energiepolitik und die Eskalation des
Ukraine-Kriegs in einem Maße verschlechtert hat, dass massenhaft Existenzen
gefährdet werden;

- dass der von der Ampelregierung im Einklang mit CDU und CSU gewählte
eskalierende Weg von Wirtschaftssanktionen und schweren Waffenlieferungen – statt
dem Anstreben einer diplomatischen Lösung im Ukraine-Krieg – unserem besonders
außenabhängigen Deutschland und auch Bayern massiv schadet;

- dass Bayern als Wirtschaftsstandort mit engen außenwirtschaftlichen Verflechtungen
jahrzehntelang erfolgreich war mit der Pflege guter Beziehungen nach West und Ost.
Diese bauen im Hinblick auf Russland auf eine durch Franz Josef Strauß initiierte und
bis Horst Seehofer gepflegte enge Partnerschaft auf, institutionalisiert im Rahmen
einer formellen Kooperation des Freistaats mit der Region Moskau.

Wir fordern,
- dass die formelle Vereinbarung vom Juli 2003 über die Zusammenarbeit zwischen

dem Bayerischen Landtag und der Moskauer Stadt- sowie Gebietsduma umgehend
reaktiviert wird, um aus dem Freistaat Bayern Impulse zur Einleitung einer
internationalen diplomatischen Initiative über bestehende bayerische
Kooperationskanäle zu lancieren;

- dass der Freistaat umgehend Gespräche nach dem Vorbild Ungarns und Serbiens
aufnimmt zur Wahrung der selbst während der Zeiten des Kalten Krieges sicheren
Gasversorgung für Bayerns Wirtschaft und Privathaushalte, nachdem die
Ampelregierung – im Einklang mit CDU und CSU – die kostengünstige und
umweltfreundliche Gasversorgung gekappt hat, ohne hierfür durch EU-
Sanktionsvorgaben gezwungen worden zu sein;

- dass der Freistaat Bayern im Sinne des föderalen Konzepts das politische Versagen
der Ampelregierung im Bewahren des Friedens in Europa im Sinne der Bürger und
Unternehmen in Bayern korrigieren hilft durch die umgehende Nutzung etablierter
Gesprächskanäle mit langjährigen russischen Partnern zur Vorbereitung einer
Diplomatie- und Friedensinitiative im Interesse Bayerns, Deutschlands, Europas und
nicht zuletzt der Ukraine, die die meisten Opfer infolge der scheiternden
Eskalationsstrategie der Administration Biden sowie ihrer Verbündeten zu erleiden
hat.



3

Begründung:
Der legendäre Flug von Franz Josef Strauß als Pilot einer zweistrahligen Cessna unter
schwierigsten Bedingungen nach Moskau am 28. Dezember 1987 ruft in Erinnerung, dass
Landespolitiker von Format auch in politisch schwierigen Zeiten Impulse zum Abbau
übergeordneter außenpolitischer Spannungen setzen können. Die damals eingeleitete
Partnerschaft hat Bayern früh in eine günstige Position privilegierter Beziehungen mit
Moskau gebracht, die sich in engen wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen dem Freistaat
Bayern und Russland niederschlugen. Die Bundesregierung einschließlich CDU und CSU
haben sich aktuell durch strategische Fehlkalkulationen in der Sackgasse einer
Eskalationsspirale in einem äußerst bedrohlichen globalen Ost-West-Konflikt verfangen und
dadurch die geopolitischen Rahmenbedingungen für wirtschaftliche Prosperität in Europa an
die Wand gefahren. Es ist gegen bayerische Interessen, den Freistaat in einen Strudel
geopolitisch motivierter Konfrontation eines Stellvertreterkriegs zwischen Ost und West
hineinziehen zu lassen.
Die bayerische Geschichte lehrt schmerzhaft, dass es schon 1812 mit einem hohen Preis
bezahlt werden musste, sich von der damaligen europäischen Imperialmacht des
napoleonischen Frankreich in einen Konflikt mit Russland hineintreiben zu lassen – fast die
gesamte bayerische Armee wurde damals aufgerieben. Im voraussichtlich die gesamte erste
Hälfte des 21. Jahrhunderts bestimmenden geopolitischen Konflikt zwischen dem bisherigen
Hegemon USA und seinen aufstrebenden Wettbewerbern in der Welt, in erster Linie den
führenden BRICS-Staaten Russland und China, sollte Bayern kluge Zurückhaltung wahren, da
beide Seiten unverzichtbare Partner für gute langfristige Perspektiven der Wirtschaft des
Freistaats darstellen.
Allein durch die Bereitstellung von Truppenübungsplätzen für die Ausbildung von bereits
über 4.000 ukrainischen Soldaten gegen Russland in Hohenfels und Grafenwöhr könnte
Deutschland völkerrechtlich als direkter Kriegsgegner gewertet werden. Bayern könnte somit
ungewollt in die heiße Zone eines möglicherweise weiter eskalierenden kriegerischen
Konflikts geraten, der im Mindesten hohe und lang andauernde Kosten durch das Kappen
wertvoller wirtschaftlicher Beziehungen mit sich bringen würde, wenn nicht gar der
opferreiche Krieg ungewollt in unsere Heimat getragen wird.


